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Der sozialistische Staatbeeinflußtmit rechtlichen Mitteln
die Tätigkeit der Binnenhäfen in vielfältiger und differenzierter
Weise. Im Rahmen des Beitrages kann lediglich unter dem As ekt
des Wirtschaftsvertrages auf Fragen der Rationalisierung 1% im
Binnenhafen eingegangen werden.
Wie in der Wirtschaft überhaupt, zeigt sich auch im Transport-
wesen der DDR die unverkennbare Tendenz einer wachsenden Rolle
des Wirtschaftsvertrages bei der Lösung technischer, technologi-
scher und ökonomischer Aufgaben. Die Weiterentwicklung der staat-
lichen Leitung der Wirtschaft mit der Hauptform zentraler Steuee
rung und Regelung in Gestalt des Perspektivplanes, der auf wissen-
schaftlich begründeten Prognosen beruht, führt zwangsläufig zu
einer größeren Bedeutung des Wirtschaftsvertrages bei der Organi—
sierung der kooperativen Zusammenarbeit der einzelnen Glieder des
gesellschaftlichen Gesamtarbeiters. Diese Rolle des Wirtschafts-
vertrages ist ein zwingendes Erfordernis der neuen Stellung der
Betriebe im ökonomischen System des Sozialismus, das durch die
volle Verantwortung der Betriebe für den gesamten Reproduktions—
prozeß gekennzeichnet ist.
Im folgenden soll zu Fragen des Transport- und Umschlagsver-
trages als eines besonderen Typs des Wirtschaftsvertrages im Zu-
sammenhang mit der Tätigkeit der Binnenhäfen Stellung genommen
werden. Bei der Rationalisierung der Transportbeziehungen in der
Binnenschiffahrt haben die Binnenhäfen eine große Aufgabe zu_
erfüllen, da die Hafenaufenthaltszeiten und insbesondere die Be-
und Entladung am Gesamtumlauf der Binnenflotte gegenwärtig noch
einen zu hohen Anteil in Anspruch nehmen. Eine Koordinierung in
der Tätigkeit der einzelnen Transportzweige‚ insbesondere der
Binnenschiffahrt und der Eisenbahn besitzt einen erheblichen Ein-
fluß auf die kontinuierliche Auslastung der Umschlagskapazität
in den Binnenhäfen. Die Organisierung der Kooperationsbeziehungen
zwischen den Binnenhäfen 2), der Binnenreederei‚ der Deutschen
Reichsbahn und den Transportbeteiligten (Transportkunden) erfor-
dert eine enge Zusammenarbeit und gegenseitige Unterstützung, um
die sich vor allem im.Zusammenhang mit dem kombinierten Trans-
port ergebenden komplizierten Probleme lösen zu können. Die Ko-
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operationsbeziehungen der Binnenhäfen werden dabei entscheidend
von der Einführung der Schubschiffahrt bestimmt. 3)
Die Transportverordnung 4) bestimmt in 5 6, daß die wechsel-
seitigen Beziehungen zwischen den Verkehrsträgern sowie den.Hä—
fen— und Umschlagsbetrieben durch besondere Verträge zu regeln
sind. ‘
5 6 TVO erfaßt jedoch nicht die rechtliche Gestaltung der Um-
schlagsbeziehungen zwischen den Häfen und den Transportbeteilig—
ten. Zwischen ihnen sind besondere Umschlagsverträge abzuschlies-
sen‚ die zur Zeit noch nicht ausreichend gesetzlich geregelt sind.
Aufgabe bei der Weiterentwicklung des sozialistischen Güter-
transportrechts unter den Bedingungen des gesellschaftlichen
Systems des Sozialismus wird sein, den Gesamtkomplex der Koopera-
tionsbeziehungen der Häfen mit den Transportkunden und den Trans-
portzweigen neu zu gestaltena Hierzu werden im Vortrag einige
Vorschläge unterbreitet.
Das organisierte Zusammenwirken der am Gütertransport Betei-
ligten wird nach dem geltenden Recht durch langfristige Wirt-
schaftsverträge auf der Grundlage der Vierten Durchführungsbe—
stimmung zur TVO — konzentrierter Güterumschlag - 5 geregelt.
Typisch für den konzentrierten Umschlag ist die Übernahme der Be-
und Entladearbeiten für mehrere Transportbeteiligte durch Um-
schlags— und TrägerbetriebeQ Zu den Umschlagsbetrieben gehören
auch die BinnenhäfenL Die Umschlagsbeziehungen zwischen der Eisen-
bahn und den Umschlagsbetrieben werden durch den Ladevertrag I
geregelt, der die sich aus der Übernahme der Be- und Entlade-
arbeiten für mehrere Transportbeteiligte zur Eisenbahn ergeben-
den langfristigen Beziehungen erfaßt. Mit dem Abschluß des Lade-
vertrages I entfällt der Abschluß eines Empfängervertrages zwi-
schen der Eisenbahn und dem Transportbeteiligten. Dagegen blei-
ben die abgeschlossenen Absenderverträge insoweit bestehen, als
der Umschlagsbetrieb nicht besondere zusätzliche Pflichten im
Zusammenhang mit der Beladung übernimmt, wie Entgegennahme der
Ankündigung und Benachrichtigung, Prüfen des Wagens auf Eignung
usw..
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Die Übernahme weitergehender Pflichten, wie Bestellung und
Inanspruchnahme des Transportraumes muß im Ladevertrag I zusätz-
lich vereinbart werden.
Die Beziehungen Deutsche Reichsbahn — Binnenhäfen werden durch
besondere Lokalverträge organisiert, die die gleichen Aufgaben wie
der Ladevertrag I haben. Der Lokalvertrag steht in engem Zusammen-
hang mit den noch zu behandelnden Verträgen im Durohfrachtenver—
kehr‚ da in der DDR die meisten Binnenschiffstransporte Trans-
porte des kombinierten Verkehrs sind, bei denen ein Eisenbahn-
vor— oder —naohlauf erfolgt, Zwischen der Hauptverwaltung Betrieb
und Verkehr der Deutschen Reichsbahn und der damaligen Hauptver-
waltung der Schiffahrt wurde am 7. März 1962 eine Vereinbarung
zur Herstellung besserer Kooperationsbeziehungen zwischen den
Betrieben und Dienststellen der HV der Schiffahrt und der HV B
und V der DR geschlossen, die ihrem Wesen nach einer Koordi-
nierungsvereinbarung nach dem Vertragsgesetz 6) entspricht. Die
Vereinbarung regelt die besonderen wechselseitigen Beziehungen
zwischen der Deutschen Reichsbahn und der Binnenschiffahrt‚ die
im Durchfrachtenverkehr durch die Binnenhäfen hergestellt wer-
den. Diese Vereinbarung ist eine Form der zentralen staatlichen
Leitung der Produktionszusammsnarbeit der Betriebe im Gütertrans-
port und dient der Verbesserung der Zusammenarbeit der Verkehrs-
träger im sich herausbildenden einheitlichen Transportsystem mit
dem Ziel, den Umschlag so zu organisieren, daß der Umlauf des
,Transportraumes beschleunigt, die Kapazitäten optimal ausgenutzt
sowie die Stillstandszeiten soweit wie möglich eingeschränkt wer-
den.
Die Hauptpflichten des Hafens im Lokalvertrag‚ der nach der
Koordinierungsvereinbarung für jeden Hafen abgeschlossen wird,
bestehen darin, die Anzahl der Güterwagen spätestens 2 Tage vor
dem Bedarfstag beim Versandbahnhof aufgeteilt auf Planabschnitte
zu bestellen, wobei der Vertrag Abbestellungen bis zur Höhe von
10 % der bestellten Anzahl der Güterwagen, die innerhalb 24 Stun-
den vor dem Bedarfstag vorgenommen werden muß‚ als zulässig vor-
sieht. Der Hafen ist außerdem verpflichtet, die vereinbarten La-
defristen einzuhalten, das Umschlaggut auf Land zu nehmen, wenn
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durch nicht rechtzeitige Bereitstellung von leerem Transportraum
(von Güterwagen oder Schiffen) die Lade— oder Löschfristen über-
schritten werden‚sowie die Ankündigung der Güterwagen entsprechend
den Vereinbarungen entgegenzunehmen. Die Reichsbahn trägt ihrer-
seits folgende Hauptpflichten:
Sie hat dem Hafen bei ordnungsgemäßer Bestellung die Güterwagen
zu den vereinbarten Bedienungszeiten bereitzustellen. Dieser
rechtzeitige Bedarf ist dem.RegulatiV der Reichsbahn gleichge-
stellt. Weiterhin ist die Eisenbahn verpflichtet, vom festgeleg-
ten Meldebahnhof aus für einen geschlossenen Zug eine verbind-
liche Voransage abzugeben, die zur Be— oder Entladung bereitge-
stellten Wagen vereinbarungsgemäß anzukündigen und die vom Ab-
sender aufgelieferten geschlossenen Züge dem Hafen auch geschlos-
sen zuzuführen.
Die Einhaltung der wechselseitigen Verpflichtungen der Partner
aus dem Lokalvertrag wird durch entsprechende materielle Sanktio-
nen gesichert„ Im Lokalvertrag können weitere zusätzliche Verein-
barungen, die für eine rationelle Gestaltung des Umschlages von
Bedeutung sind, getroffen werden, insbesondere die monatliche
summarische Wagenkontrolle und eine Regelung der Bedienungszeiten
entsprechend den jeweiligen örtlichen Verhältnissen.
Der Vertrag im Durchfrachtenverkehr bezieht sich auf die Ge-
staltung der wechselseitigen Beziehungen im Umschlag zwischen der
Deutschen Binnenreederei und den Binnenhäfen. Dieser Vertrag ist
ein Wirtschaftsvertrag und hat Planungsaufgaben zu erfüllen. Mit
seiner Hilfe gestalten die Partner auf die Dauer eines Planjahres
unter Anwendung der Grundsätze der TVO ihre wechselseitigen Be—
ziehungen. Im Durchfrachtenvertrag legen sie die Umschlagsmengen,
unterteilt für die einzelnen Häfen bzw. Betriebsstellen für das
Planjahr und auf die einzelnen Monate fest„ Die Verpflichtungen
der Partner sind darauf gerichtet, eine optimale Ausnutzung der
Umschlagskapazität der Häfen zu gewährleisten und zugleich den
Stillstand der Schiffe auf ein Minimum zu verringern;
Die Verpflichtungen der Binnenreederei bestehen darin, auf der
Grundlage der bestätigten monatlichen Transportanmeldungen und
Empfangsmengen die vertraglich vereinbarten Umschlagsmengen in
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den einzelnen Betriebsstellen durch Schiffsraum abzudecken. Die
Binnenreederei hat weiter für ordnungsgemäße Avisierung der
Schiffe und für Abruf der Güter bei den Versendern im Einver-
nehmen mit dem Binnenhafen zu sorgen.
Der Hafen seinerseits stellt der Binnenreedrei die verein-
barte Umschlagskapazität bereit und verpflichtet sich, den Um-
schlag qualitativ einwandfrei durchzuführen. Er übernimmt es,
den Zulauf und den Abtransport der von der Binnenreederei abge-
rufenen Güter zu überwachen und bei der Übergabe der Güter durch
die Deutsche Reichsbahn die Unversehrtheit der Ladung zu über-
prüfen. Der vorgelegte Schiffsraum ist entsprechend den Weisungen
der Binnenreederei zu beladen und nach den festgesetzten Tauch-
tiefen maximal auszulasten und im Bahnnachlauf die Tragfähigkeit
der von der Eisenbahn bereitgestellten Wagen voll auszunutzen.
Ferner sind mit der Binnenreederei der Stand der Be— und Entla-
dung täglich abzustimmen, um eine rationelle Betriebsabwicklung
zu gewährleisten. Im Zusammenhang mit der Regelung des Durch-
frachtenverkehrs und der entsprechenden vertraglichen Regelung
muß erwähnt werden, daß der Transport Eisenbahn/Binnenschiffahrt
gegenwärtig noch nicht auf der Grundlage eines einheitlichen
durchgehenden Frachtvertrages durchgeführt wird. Es bestehen
vielmehr nebeneinander zwei rechtlich selbständige Frachtverträ-
ge mit der Eisenbahn 7) und mit der Binnenreederei. Bei der
künftigen Neugestaltung des Gütertransportrechtes wird sich der
kombinierte Transport in Gestalt eines einheitlichen durchgehen-
den Transportvertrages auf der Grundlage eines einheitlichen Trans-
portdokumentes durchsetzen.
In diesem Zusammenhang sei bemerkt, daß es zweckmäßig er-
scheint, die bisher getrennten Vertragsbeziehungen zwischen den
Binnenhäfen einerseits und den Transportzweigen andererseits zu
Komplexverträgen zusammenzufassen. Das gilt m.E. sowohl für die
Beziehungen zur Binnenreederei 9) als auch für die Beziehungen
zur Deutschen Reichsbahn.
Die Verträge über Umschlagsleistungen mit der Binnenreederei
sollten künftig alle Umschlagsleistungen erfassen, unabhängig
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davon, ob es sich um Leistungen im kombinierten Verkehr handelt
oder ob die Binnenhäfen selbst als Absender oder Empfänger von
Gütern auftreten. Weiterhin sollten die sich aus dem Einsatz der
Schubschiffe ergebenden speziellen Fragen mit in diesem Komplex-
vertrag erfaßt werden. Das gilt beispielsweise für die Verein-
barung von Stellplätzen 10) und Liegeplätzen 10a), die Regelung
der Bugsierfahrten, der summarischen Abrechnung der Prahme sowie
der Zuschlagfristen für die Lade— und Löschfristen bei geballtem
Zulauf u.ä..
Parallel dazu wird sich dieser Prozeß auch in den Vertrags-
beziehungen mit der Eisenbahn vollziehen. Hier werden die bisher
in den Lokalverträgen und in den Anschlußbahnverträgen sowie
über die summarische Wagenabrechnung abgeschlossenen Vereinba-
rungen inhaltlich so koordiniert werden können‚ daß eine reibungs-
lose Arbeit der Binnenhäfen gewährleistet wird.
Die eingangs von mir erwähnte Tendenz der wachsenden Rolle des
Wirtschaftsvertrages bei der Planung des Gütertransportes und Um-
schlages wird sich in den hier zu untersuchenden Bereich in zweier-
lei Richtung vollziehen.
Einmal wird der Transport— bzw. Umschlagsvertrag einen langfri-
stigen Charakter, d.h. eine Geltungsdauer erhalten, die über den
Zeitraum eines Planjahres hinausgeht. Damit wird der Transport-
vertrag zu einem echten Instrument der Planung und wissenschaft-
lichen Voraussicht werden. In ihn könnten perspektivische Anfor-
derungen an die Gestaltung der Umschlageinrichtungen und —anla—
gen‚ Technologien, Fahrzeuge usw. als auch künftige bzw. über
längere Zeiträume auftretende Transportbedürfnisse in quantita-
tiver und qualitativer Hinsicht aufgenommen werden. Durch der-
artige verbindliche Vereinbarungen erscheint es möglich, den Er-
fordernissen der wissenschaftlich-technischen Revolution auch
in der Binnenschiffahrt wirksamer und besser Rechnung zu tragen.
Eine andere Tendenz hinsichtlich der Rolle des Wirtschafts-
vertrages wird darin bestehen, daß er auch für den operativen
Einsatz sowohl der Fahrzeuge als auch in der Hafentätigkeit zur
grundlegenden Form kooperativer Produktionszusammenarbeit werden
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wird. Die bisherige administrative Festlegung des Transportbe-
darfs im Eisenbahn— und Binnenschiffsverkehr in Form der Trans-
portplanbescheide ist historisch überholt. Dieser so ermittelte
Transportbedarf bildet heute noch die wichtigste Grundlage für
die Festlegung des Umschlagsbedarfes.
Künftig wird es Aufgabe der Binnenhäfen bzw. ihrer Partner
sein, ihre wechselseitigen Transport- und Umschlagsbedürfnisse
vertraglich zu sichern„ In diesen operativen Transportverträgen
sind die fahrplanmäßigen Transporte durch Schubverbände und ins-
besondere in Pendelrelationen gesondert zu erfassen. Die Ergeb-
nisse von Abfuhrbesprechungen über bestimmte Massengüter sind in
den entsprechenden Liefer-, Transport- und Umschlagsverträgen
verbindlich festzulegen. Als Vertragszeiträume kämen auf der
Grundlage langfristiger Vereinbarungen gegenwärtig Monatstrans—
portverträge mit weiterer Unterteilung in Betracht, in denen so-
wohl die Transport— und Umschlagsbedürfnisse hinsichtlich Art und
Umfang als auch die zeitliche Verteilung dieses Bedarfs geregelt wer
den können. Es zeichnet sich in diesem Zusammenhang die Tendenz
ab — insbesondere im Zusammenhang mit dem Einsatz der elektro-
nischen Datenverarbeitung -‚ die Transportplanungszeiträume und
die unmittelbare Vorbereitung des Transportes bzw. Umschlages
einander anzunähern. Es erscheint durchaus möglich, einen ope-
rativen Planungszeitraum etwa von einer Dekade vorzusehen. Die
Entwicklung der Transport— und Umschlagsverträge sowohl zur Lö-
sung perspektivischer Aufgaben als auch zur Erfüllung operativer
Aufgaben wird wesentlich.zur Rationalisierung der Tätigkeit der
Häfen und der Transportzweige beitragen. Inhalt der Transport-
und Umschlagsverträge sind auch technologische Probleme der Zu-
sammenarbeit der Binnenhäfen 11) mit den Transportzweigen und
Transportkunden.
Eine der wichtigsten Pflichten bei der Vorbereitung des Bin-
nenschiffstransportes ist die Sicherung der kontinuierlichen In-
anspruchnahme des Transportraumes durch den Absender/Binnenhafen.
Nach 5 28 TVO ist als grundsätzliche“ Verpflichtung festgelegt,
daß der Absender den Schiffsraum fristgemäß so zu bestellen hat,
daß der im Transportplan (künftig: Transportvertrag) festgelegte
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Schiffsraum gleichmäßig an allen Tagen oder in der mit der Deut-
schen Binnenreederei vertraglich vereinbarten Höhe in Anspruch
genommen wird. Dabei sind Abweichungen bis zu einem bestimmten
Prozentsatz zulässig, um die operative Arbeit aller am Binnen-
hafenumschlag Beteiligten zu erleichtern. Diese Abweichungen kön-
nen beispielsweise bei einer Gesamtmenge von mehr als 3000 Ü
Transportraumbedarf monatlich je Dekade bis zu 10 % vom Dekaden-
anteil betragen. Soweit Abweichungen nicht innerhalb des laufen-
den Monats durch Vereinbarung zwischen Hafen und Reederei ausge-
glichen werden, erlischt ein Anspruch auf spätere Bereitstellung.
Eine Verpflichtung zur kontinuierlichen Inanspruchnahme be-
steht bei bestimmten Umständen nicht, die sich aus spezifischen
Produktions— und Zirkulationsbedingungen einiger Wirtschaftszwei-
ge ergeben.
Zur Sicherung einer ordnungsgemäßen Arbeit in der Binnen-
schiffahrt muß der Transportraum rechtzeitig und unter Angaben
von Gutart und —menge, Lade— und Löschstelle usw. schriftlich be-
stellt werden. Ein Anspruch auf eine bestimmte Bereitstellungs—
stunde für den Hafen besteht jedoch nur im kombinierten Verkehr.
Die Deutsche Binnenreederei kann mit dem Absender, also auch mit
dem Hafen, die Bereitstellung des Schiffsraumes in Tagesabschnit—
ten vereinbaren, wenn die im Transportplan bestätigte Gütermenge
eine schichtweise Bereitstellung rechtfertigt.
Der Verpflichtung zur kontinuierlichen Inanspruchnahme des
Transportraumes durch den Hafen entspricht die Verpflichtung der
Binnenreederei‚ den ordnungsgemäß bestellten Schiffsraum bereit-
zustellen, worunter das ladegerechte Vorlegen des Schiffes an der
Ladestelle‚ bei Schubprahmen die Übernahme durch den Hafen zu ver-
stehen ist. Treffen mehrere Schiffe zur Be- oder Entladung ein
und ist die Be- und Entladung nicht gleichzeitig möglich, so gilt
die Bereitstellung mit dem Eintreffen im Hafen oder an der Um-
schlagstelle bzw. bei Schubprahmen mit der Übernahme durch den
Hafen als erfolgt. E. Nottka 12) weist mit Recht darauf hin, daß
künftig die Übergabe/Übernahme als Zeitpunkt der Bereitstellung
eingeführt werden sollte, da die Erfüllung der Leistungen der
Deutschen Binnenreederei bei der Bereitstellung des Transport-
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raumes nicht von einer Mitwirkungshandlung des Hafens abhängig
gemacht werden kann. Darüber hinaus bietet sich in Analogie zu
S 3(9) der Allgemeinen Bedingungen für Anschlußbahnen (ABA) 13)
an, die Bereitstellung am Stellplatz mit der Übergabe als erfolgt
anzusehen, wenn von seiten des Hafens keine Beanstandungen er-
hoben werden.
Der Wegfall des Arbeitsauftrages bei besatzungslosen Fahrzeu-
gen, der ausschließlich im Interesse der Arbeitszeitregelung der
Schiffsbesatzung vom.Hafen ausgestellt wird, erleichtert die Dis-
position des Hafens über den vorgelegten Schiffsraum, was insbe-
sondere auch von Bedeutung im kombinierten Verkehr ist, weil
durch die Lieferfristenregelung nach 5 74 EVO erhebliche Unter-
schiede in der tatsächlichen Zuführung der Güterwagen innerhalb
der gesetzlich zulässigen Transportdauer bestehen.
Die Deutsche Binnenreederei ist verpflichtet, den bestellten
Schiffsraum einsatzfähig und besenrein bereitzustellen, während
der Hafen die Pflicht hat, unter Berücksichtigung der Gutart die
Eignung des Schiffsraumes für die Beladung und auf Besenreinheit
zu überprüfen. Unterläßt er diese Prüfung oder führt er sie nicht
sachgemäß aus, so trägt er für alle sich daraus ergebenden Schä—
den die Verantwortung. Eine Zurückweisung nicht besenreinen Schiffs-
raumes ist unzulässig. Die Besenreinheit ist vom Hafen gegen ein
Reinigungsgeld in Form eines Aufwendungsersatzes selbst herzu-
stellen.
Die Ankündigung des Schiffes zur Be— bzw. Entladung ist von
großer Bedeutung für die rationelle Ausnutzung des Transport-
raumes und der Umschlagskapazität, da sie dem Hafen die Möglich-
keit gibt, sich auf die Be— oder Entladung ordnungsgemäß und
V
rechtzeitig vorzubereiten. Die erfolgte Bereitstellung des Schiffes
ist ebenfalls dem Hafen zu melden, damit er seine Dispositionen
treffen kann. Bei der Bereitstellung von Schubprahmen wird die
Benachrichtigung durch Bestätigung der Übergabe/Übernahme des
Schubprahmes vorgenommen. Für die Bereitstellung von Schubprah—
men kann in den Umschlagsverträgen ein anderer Platz für die Be—
reitstellung als die Lade— oder Löschstelle vereinbart werden,
ebenso können besondere Stellzeiten vereinbart werden. Ihr Vor-
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teil für beide Partner liegt darin, daß sie zur Senkung der Ha-
fenaufenthaltszeiten und zur Umlaufbeschleunigung beitragen. So-
weit Stellzeiten vereinbart wurden, ist die Avisierung der Stell-
zeit anzupassen. Durch den‚Einsatz von besatzungslosen Fahrzeugen
ergeben sich über die üblichen Anforderungen an den Inhalt der An-
kündigung noch zusätzliche Anforderungen, um.eine reibungslose
Organisierung des Umschlagsprozesses zu ermöglichen. Das gilt
für die Angabe des Schiffstyps‚ die sich aus der Registriernum—
mer nicht immer eindeutig erkennen läßt.
Mit der Einführung der Schubschiffahrt ergeben sich auch im
Zusammenhang mit der Inanspruchnahme besatzungsloser Fahrzeuge
für die Be— und Entladung neue rechtliche Aspekte. 14 Die spezi-
fischen Einsatzbedingungen der Schubschiffahrt erfordern im Zu-
sammenhang mit der Be— und Entladung durch den Hafen weitergehen-
de Verpflichtungen gegenüber dem Einsatz konventioneller Fahr-
zeuge. Es müssen bestimmte, unter den Bedingungen der konventio-
nellen Schiffahrt als schiffahrtstypisch angesehene Handlungen
übernommen werden, die sachlich und zeitlich mit dem Umschlags-
prozeß zusammenhängen. Da die Schubprahme besatzungslos bereitge-
stellt werden, haben die Umschlagsbetriebe alle zwischen der
Übernahme und der Rückgabe anfallenden Arbeiten — wie Festmachen‚
Trimmen - im oder am Schubprahm vorzunehmen. Vor Übergabe der
Frachtpapiere ist der Schubprahm zu pegeln und das Ergebnis im
Frachtbrief einzutragen. Bei stark wasserhaltigen Gütern (z.B.
Kies aus Naßbaggerung), sind alle bis zur Rückgabe des Prahms
angesammelten Wasserrückstände zu beseitigen. Der Hafen ist wei-
terhin verpflichtet, für eine sichere und ordnungsgemäße Bela—
dung zu sorgen, bei Verladung in gedeckten Schubprahmen die'Lade—
träume zu verschließen und zu verplomben. Der Hafen trägt für den
Zeitraum von der Übergabe bis zur Rückgabe der Prahme die Verant-
wortung für die Einhaltung aller Bestimmungen über Sicherheit
und Ordnung. 15 Im Interesse einer rationellen Betriebsabwicklung
kann über die Rückgabe von Schubprahmen eine besondere Stellzeit
vereinbart werden und außerdem ist es möglich, über die Rückgabe
ungedeckter Schubprahme eine summarische Abrechnung zu verein-
baren. Dem Hafen obliegen auch die sich nach der Bereitstellung
ergebenden Verholarbeiten am Schubprahm. Im Umschlagsvertrag
können entsprechend den örtlichen Bedingungen für die notwendi-
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gen Verholarbeiten vom Bereitstellungsplatz bis zur Lade- und
Löschstelle zusätzlich Fristen zur Lade- oder Löschfrist verein-
bart werden.
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Vom.1. Mai 1955„Sonderdruck des Gesetzblattes Nr. 76.
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